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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl II 255/2024 

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung, mit der die Verordnung über Prüfungstermine für 
standardisierte Prüfungsgebiete im Rahmen von abschließenden Prüfungen in den Jahren 2024, 2025 und 2026 geändert 
wird 

 

BGBl II 256/2024 

Verordnung des Bundesministers für europäische und internationale Angelegenheiten über die Festsetzung von Hundertsätzen 
für die Bemessung von Kaufkraftausgleichszulagen für im Ausland verwendete Beamte und Vertragsbedienstete des Bun-
des 

 
BGBl II 257/2024 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie über die von Betrei-
bern öffentlich zugänglicher Ladepunkte verpflichtend einzumeldenden statischen und dynamischen Daten (Ladepunkt-Daten-
VO) 

 
BGBl II 258/2024 

Verordnung des Bundesministers für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport, mit der die Verordnung über die Vergütung 
des Aufwands für Mitglieder von Beiräten und Jurys nach dem Kunstförderungsgesetz geändert wird 

 

BGBl II 259/2024 

Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft über eine Soforthilfe für Er-
zeuger in den Sektoren Obst und Wein 2024 

 

BGBl II 260/2024 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, mit der die Kraft-
fahrgesetz-Durchführungsverordnung 1967 geändert wird (70. Novelle zur KDVO 1967) 
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II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABI L 2024/2495 v 23.09.2024 

Verordnung (EU) 2024/2495 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. September 2024 zur Änderung der Ver-
ordnung (EU) 2018/1806 in Bezug auf Inhaber serbischer Reisepässe, die von der serbischen Koordinationsdirektion 
(Koordinaciona uprava) ausgestellt wurden 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 

A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
12.03.2024, E 474/2024 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander betreffend die Nichtzuerkennung des Asyl-
status an eine syrische Staatsangehörige; nicht nachvollziehbare Begründung sowie mangelhafte Auseinandersetzung mit Län-
derberichten 

 

11.06.2024, E 1609/2023 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander betreffend die Nichtzuerkennung des Asyl-
status an einen syrischen Staatsangehörigen; mangelhafte Auseinandersetzung mit der Gefahr der Zwangsrekrutierung eines 
derzeit Minderjährigen 

 

26.06.2024, E 2012/2023 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Abweisung eines Antrags auf inter-
nationalen Schutz betreffend einen staatenlosen palästinensischen Flüchtling aus dem Libanon; Außerachtlassen des festge-

stellten Sachverhalts, insbesondere zur legalen Einreisemöglichkeit in den Libanon 

 

26.06.2024, E 3919/2023 

AsylG; BFA-VerfahrensG; Verletzung im Recht auf Durchführung einer mündlichen Verhandlung durch Nichtzuerkennung 
des Asylstatus betreffend einen minderjährigen afghanischen Staatsangehörigen; keine Beurteilung des Aussageverhaltens 
(vor dem BFA) anhand des für Minderjährige geltenden Maßstabs 

 

26.06.2024, E 4021/2023 ua 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander betreffend die Versagung der Ausstellung 
von Fremdenpässen an Staatsangehörige von Armenien mangels Durchführung einer Verhältnismäßigkeitsprüfung 

 

26.06.2024, E 223/2024 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander betreffend die Abweisung eines Antrags auf 
internationalen Schutz eines Staatsangehörigen von Bangladesch; mangelhafte Auseinandersetzung mit der Glaubwürdigkeit 
der homosexuellen Orientierung 

 

17.09.2024, V 49/2024 

Oö ROG; Aufhebung des Flächenwidmungsplans einer oberösterreichischen Gemeinde mangels Verständigung der Grund-
stückseigentümer; keine nachweisliche Verständigung der Eigentümer von der Änderung der Flächenwidmung und Bebau-
barkeit ihrer Grundstücke im Verordnungserlassungsverfahren hinsichtlich der nunmehrigen Unzulässigkeit der Neuerrichtung 
von Gebäuden und Schutzdächern durch Änderung der Widmungskategorie 
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B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 
05.08.2024, Ra 2024/03/0019 

AVG; für eine von der Behörde im Einzelfall vorgenommene Erweiterung der Einbringungsmöglichkeiten wird zu verlangen 
sein, dass die Behörde, die eine „organisatorische Beschränkung“ des elektronischen Verkehrs vorgenommen hat, die Er-
weiterung der Einbringungsmöglichkeiten gegenüber einem einzelnen Betroffenen in einer solchen Art und Weise bekanntge-
geben hat, dass dieser mit Grund annehmen konnte, Eingaben an die genannte Adresse seien in diesem Verfahren zulässig 
und fristwahrend; davon ist jedenfalls dann auszugehen, wenn die Behörde einem Beschuldigten eine (weitere) E-Mail-Adresse 
auf ihren behördlichen Schriftstücken im Vordruck bekannt gibt 

 

03.09.2024, Ra 2023/03/0154 

Oö JagdG 1964; Fauna-Flora-Habitat-RL; der VwGH setzte sich mit der Frage auseinander, inwieweit anerkannten Umwelt-
organisationen das Recht zukommt, Bescheide zu bekämpfen, mit denen der Zwangsabschuss von im Anhang V der Fauna-
Flora-Habitat-RL (FFH‑RL) angeführten Tierarten angeordnet wird; zu klären ist, ob sich die betroffene im Anhang V genannte 
Tierart in einem günstigen Erhaltungszustand befindet; sollte ein günstiger Erhaltungszustand gegeben sein, wäre zu prüfen, 
ob ergänzend zu den zulässigen Zwangsabschüssen Maßnahmen für die Aufrechterhaltung des günstigen Zustands erforder-
lich seien; es ist daher auch bei der Anordnung eines Zwangsabschusses von im Anhang V vorkommenden Tierarten Union-
sumweltrecht anzuwenden, weshalb anerkannten Umweltorganisationen ein Beschwerderecht zukommt 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
BVwG 04.09.2024, W203 2296534-1 

PrivatschulG; Verleihung des Öffentlichkeitsrechts „auf Dauer“ gem § 15 PrivatschulG; nach dem lehrplanmäßig vollem 
Ausbau der Schule muss eine Gewähr für eine fortdauernde Erfüllung der gesetzlichen Bedingungen vorliegen; diese besteht 
im Allgemeinen erst nach Zurücklegung einer Beobachtungsphase von mehreren Schuljahren; im gegenständlichen Fall nahm 
die Behörde zur Beurteilung der Gewähr keine Einzelfallprüfung vor und unterließ die Berücksichtigung positiver Bewertungen; 

hinsichtlich des Umfangs der Beobachtungsphase mangelt es an höchstgerichtlicher Rsp 

 

LVwG Oö 29.07.2024, LVwG-653166 

FührerscheinG; aus dem Wortlaut des § 7 Abs 3 Z 3 FührerscheinG ergibt sich, dass es für die Annahme einer bestimmten 
Tatsache nicht auf das tatsächliche Vorliegen besonders gefährlicher Verhältnisse im konkreten Einzelfall ankommt, sondern 
dass das Verhalten nur an sich (also abstrakt gesehen) geeignet sein muss, besonders gefährliche Verhältnisse herbeizu-
führen 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
26.09.2024, verb Rs C-795/21 P u C-796/21 P, WEPA Hygieneprodukte und WEPA Deutschland/ Kommission 

Rechtsmittel – Staatliche Beihilfen – Beihilferegelung der Bundesrepublik Deutschland zugunsten bestimmter strominten-
siver Unternehmen – Netzentgeltbefreiung für den Zeitraum 2012-2013 – Beschluss, mit dem die Beihilferegelung für mit dem 
Binnenmarkt unvereinbar erklärt wird – Nichtigkeitsklage – Klagefrist – Zulässigkeit – Art 107 Abs 1 AEUV – Begriff der staat-
lichen Beihilfe – Staatliche Mittel – Parafiskalische Abgabe oder andere obligatorische Abgaben 

 

26.09.2024, verb Rs C-794/21 P u C-800/21 P, Deutschland/ Infineon Technologies Dresden ua 

Rechtsmittel – Staatliche Beihilfen – Beihilferegelung der Bundesrepublik Deutschland zugunsten bestimmter strominten-
siver Unternehmen – Netzentgeltbefreiung für den Zeitraum 2012‑2013 – Beschluss, mit dem die Beihilferegelung für mit dem 
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Binnenmarkt unvereinbar erklärt wird – Nichtigkeitsklage – Klagefrist – Zulässigkeit – Art 107 Abs 1 AEUV – Begriff der staat-

lichen Beihilfe – Staatliche Mittel – Parafiskalische Abgabe oder andere Zwangsabgaben 

 

26.09.2024, verb Rs C-792/21 P u C-793/21 P, AZ / Kommission 

Rechtsmittel – Staatliche Beihilfen – Beihilferegelung Deutschlands zugunsten bestimmter stromintensiver Unterneh-
men – Netzentgeltbefreiung für den Zeitraum 2012‑2013 – Beschluss, mit dem die Beihilferegelung für mit dem Binnenmarkt 
unvereinbar erklärt wird – Nichtigkeitsklage – Klagefrist – Zulässigkeit – Art 107 Abs 1 AEUV – Begriff der ,staatlichen Beihilfe‘ 

– Staatliche Mittel – Parafiskalische Abgabe oder andere Zwangsabgaben 

 

26.09.2024, verb Rs C-790/21 P u C-791/21 P, Covestro Deutschland/ Kommission 

Rechtsmittel – Staatliche Beihilfen – Beihilferegelung der Bundesrepublik Deutschland zugunsten bestimmter strominten-

siver Unternehmen – Netzentgeltbefreiung für den Zeitraum 2012‑2013 – Beschluss, mit dem die Beihilferegelung für mit dem 
Binnenmarkt unvereinbar erklärt wird – Nichtigkeitsklage – Klagefrist – Zulässigkeit – Art 107 Abs 1 AEUV – Begriff der ,staat-
lichen Beihilfe‘ – Staatliche Mittel – Parafiskalische Abgabe oder andere Zwangsabgaben 

 

26.09.2024, Rs C-768/21, Land Hessen (Obligation d’agir de l’autorité de protection des données) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten – Verord-
nung (EU) 2016/679 – Art 57 Abs 1 Buchst a und f – Aufgaben der Aufsichtsbehörde – Art 58 Abs 2 – Abhilfemaßnahmen 
– Geldbuße – Ermessen der Aufsichtsbehörde – Grenzen 

 

26.09.2024, Rs C-330/23, Aldi Süd 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verbraucherschutz – Angabe der Preise für Erzeugnisse – Richtlinie 98/6/EG – Art 6a – 
Bekanntgabe von Preisermäßigungen – Voraussetzungen – Begriff ,vorheriger Preis‘ – Verpflichtung, die bekannt gegebene 
Preisermäßigung auf der Grundlage des vorherigen Preises zu bestimmen 

 

26.09.2024, Rs C-329/23, Sozialversicherungsanstalt 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Wandererwerbstätige – Soziale Sicherheit – Anwendbare Rechtsvorschriften – Verord-
nung (EWG) Nr 1408/71 – Art 13 und 14a – Verordnung (EG) Nr 883/2004 – Art 11 und Art 13 Abs 2 – Erwerbstätiger, der 
gleichzeitig im Gebiet von zwei oder mehr Staaten, und zwar eines Mitgliedstaats der Europäischen Union, eines Staates der 
Europäischen Freihandelsassoziation, der Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ist, und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft, eine selbständige Erwerbstätigkeit ausübt – Art 87 Abs 8 – Begriff ‚der bis dahin vorherr-
schende Sachverhalt‘ – Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum – Abkommen zwischen der Europäischen Ge-
meinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit 

 

26.09.2024, Rs C-387/22, Nord Vest Pro Sani Pro 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 56 AEUV – Freier Dienstleistungsverkehr – Bausektor – Entsendung von Arbeitneh-
mern – Steuerliche und soziale Vergünstigungen für Arbeitnehmer und Bauunternehmen – Befreiung von der Einkom-
mensteuer – Befreiung von Krankenversicherungsbeiträgen – Herabsetzung von Sozialversicherungsbeiträgen – Nati-
onale Regelung, die die Gewährung dieser Vergünstigungen nur für im nationalen Hoheitsgebiet erbrachte Bauleistungen vor-
sieht – Regelung zur Erhaltung von Arbeitskräften im nationalen Hoheitsgebiet und zur Vermeidung von Schwarzarbeit aus 
Lohngründen – Vergleichbarkeit der Situationen – Zwingende Gründe des Allgemeininteresses – Sozialer Schutz der 

Arbeitnehmer – Bekämpfung von Steuerhinterziehung – Verhältnismäßigkeit 

 

26.09.2024, Rs C-597/22 P, Kommission/ HB 

Rechtsmittel – Öffentliche Dienstleistungsaufträge – Unregelmäßigkeiten bei der Vergabe eines öffentlichen Auftrags – 
Beschluss über die Einziehung zu Unrecht gezahlter Beträge – Beschluss, der ein vollstreckbarer Titel ist – Art 299 AEUV – 
Zuständigkeit der Unionsgerichte 
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26.09.2024, verb Rs C-160/22 P u C-161/22 P, Kommission/ HB 

Rechtsmittel – Öffentliche Dienstleistungsaufträge – Unregelmäßigkeiten bei der Vergabe eines öffentlichen Auftrags – 
Rückforderungsbeschluss der Europäischen Kommission, der nach Unterzeichnung des Vertrags erlassen wurde – Rechtsna-
tur – Beschluss, der nicht ausschließlich Wirkungen im Rahmen dieses Vertrags erzeugt – Schutz der finanziellen Interessen 
der Europäischen Union – Verwaltungsrechtliche Maßnahmen – Ausübung hoheitlicher Befugnisse – Nichtigkeitsklage – 
Art 263 AEUV – Zuständigkeit der Unionsgerichte  

 

26.09.2024, Rs C-710/22 P, JCDecaux Street Furniture Belgium/ Kommission 

Rechtsmittel – Staatliche Beihilfen – Art 107 Abs 1 AEUV – Beihilfe Belgiens zugunsten von JCDecaux Street Furniture 
Belgium – Im Gebiet der Stadt Brüssel (Belgien) aufgestellte Werbevorrichtungen – Keine Zahlung von Mieten und Abgaben 
für diese Vorrichtungen – Nicht mit dem Binnenmarkt vereinbare Beihilfe – Verpflichtung zur Rückforderung dieser Beihilfe – 
Begriff des ‚Vorteils‘ – Bestimmung des anwendbaren rechtlichen Rahmens – Methode zur Berechnung des zurückzufordernden 

Beihilfebetrags 

 

26.09.2024, Rs C-792/22, Energotehnica 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Schutz der Sicherheit und der Gesundheit der Arbeitnehmer – Richtli-
nie 89/391/EWG – Allgemeine Verpflichtungen im Bereich des Schutzes der Sicherheit und der Gesundheit – Parallele na-
tionale Verfahren – Urteil eines Verwaltungsgerichts, das vor dem Strafgericht Rechtskraftwirkung hat – Einstufung eines 
Ereignisses als ,Arbeitsunfall‘ – Wirksamkeit des Schutzes der durch die Richtlinie 89/391 gewährleisteten Rechte – Art 47 der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Anspruch auf rechtliches Gehör – Disziplinarverfahren gegen einen 
Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit bei Nichtbeachtung einer unionsrechtswidrigen Entscheidung eines Verfassungsge-
richts – Vorrang des Unionsrechts 

 

26.09.2024, Rs C-164/23, VOLÁNBUSZ 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Straßenverkehr – Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften – Verordnung 
(EG) Nr 561/2006 – Art 9 Abs 3 – Begriff ‚Betriebsstätte des Arbeitgebers, [der] der Fahrer normalerweise zugeordnet ist‘ – Ort 
der Übernahme eines in den Geltungsbereich der Verordnung fallenden Fahrzeugs durch einen Fahrer – Begriff ‚andere Arbei-
ten‘ – Von einem Fahrer verbrachte Zeit, um mit einem nicht in den Geltungsbereich der Verordnung fallenden Fahrzeug zur 
Betriebsstätte anzureisen oder von dieser zurückzureisen 

 

26.09.2024, verb Rs C-403/23 u C-404/23, Luxone 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Öffentliche Aufträge – Richtlinie 2004/18/EG – Art 47 Abs 3 – Art 48 Abs 4 – Ausschluss 
eines Bieters vom Vergabeverfahren – Ausschluss der Möglichkeit, die ursprüngliche Zahl der Mitglieder der Bietergemein-
schaft, die ein Angebot eingereicht hat, zu reduzieren – Unvereinbarkeit – Gültigkeitsdauer eines Angebots – Kein Erlöschen 
des abgelaufenen Angebots – Nach der Rechtsprechung bestehende Pflicht, von diesem Angebot ausdrücklich zurückzutreten 
– Verlust der dem Angebot beigefügten vorläufigen Kaution – Automatische Anwendung dieser Maßnahme – Art 2 – Grundsätze 
der Vergabe öffentlicher Aufträge – Grundsatz der Verhältnismäßigkeit – Grundsatz der Gleichbehandlung – Transparenz-

gebot – Verstoß 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
26.09.2024, Rs C-596/23, Pohjanri (GA Pikamäe) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verbrauchsteuern – Richtlinie 2008/118/EG – Art 36 – Onlinekauf von verbrauchsteuer-
pflichtigen Waren in einem anderen Mitgliedstaat – Waren, die direkt oder indirekt vom Verkäufer oder für dessen Rechnung 
versandt oder befördert werden – Beförderung durch ein vom Verkäufer empfohlenes Transportunternehmen – Nationale Re-
gelung, nach der der Verkäufer als Schuldner der im Bestimmungsmitgliedstaat anfallenden Verbrauchsteuer angesehen wird 

 

26.09.2024, Rs C-578/23, Česká republika – Generální finanční ředitelství (GA Sánchez-Bordona) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Öffentliches Auftragswesen – Richtlinie 2004/18/EG – Art 31 – Verhandlungsverfahren 
ohne Veröffentlichung einer Bekanntmachung – Bedingungen – Schutz von Ausschließlichkeitsrechten – Dem öffentli-
chen Auftraggeber zuzuschreibende Ausschließlichkeitssituation – Vor dem Beitritt eines Mitgliedstaats zur Europäischen Union 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=290406&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=1660013
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geschlossener Vertrag – Zeitpunkt, auf den bei der Bewertung der tatsächlichen und rechtlichen Umstände des Auftrags abzu-

stellen ist 

 

26.09.2024, Rs C-393/23, Athenian Brewery und Heineken (GA Kokott) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivil- und Handelssachen – Gerichtliche Zuständigkeit in 
Zivil- und Handelssachen – Verordnung (EU) Nr 1215/2012 – Besondere Zuständigkeiten – Art 8 Nr 1 – Mehrere Beklagte 
– Enge Beziehung – Art 102 AEUV – Unternehmensbegriff – Mutter- und Tochtergesellschaft – Zuwiderhandlung der Toch-
tergesellschaft – Vermutung eines bestimmenden Einflusses der Muttergesellschaft – Gesamtschuldnerische Haftung – 
Entscheidung einer nationalen Wettbewerbsbehörde – Follow-on-Schadensersatzklagen 

 

26.09.2024, Rs C-254/23, INTERZERO ua (GA Collins) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Umwelt – Abfälle – Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse – 
Niederlassungsfreiheit und Dienstleistungsfreiheit – Richtlinie 2006/123/EG – Richtlinie 2008/98/EG – Art 16 und 17 der 
Charta – Grundsätze der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes – Verhältnismäßigkeit 

 

C. GERICHT 

 
25.09.2024, Rs T-485/21, BNetzA/ ACER 

Energie – Elektrizitätsbinnenmarkt – Kapazitätsberechnungsregion – Core‑Region – Erlass der Kostenteilungsmethode 
für das Redispatching und Countertrading durch die ACER – Festlegung des Toleranzniveaus für legitime Ringflüsse – 
Art 16 Abs 13 der Verordnung (EU) 2019/943 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
19.09.2024, Beschwerde Nr 60778/19, M.D ua./Ungarn 

Verletzung von Art 4 4.ZPEMRK (Verbot der Kollektivausweisung ausländischer Personen); Abschiebung einer afghanischen 
Familie auf einem schmalen Streifen des Staatsgebiets auf der Außenseite des ungarischen Grenzzauns zu Serbien, die einer 
Ausweisung gleichkommt; Abschiebung ohne gültige Entscheidung, die ihre Abschiebung nach Serbien anordnet, und ohne 
Berücksichtigung der Weigerung der serbischen Behörden, sie zurückzunehmen; kein Hinweis darauf, dass die persönlichen 

Umstände der Kläger vor der Abschiebung tatsächlich und individuell berücksichtigt werden 

 

19.09.2024, Beschwerde Nr 5488/22, Trapitsyna und Isaeva/Ungarn 

Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens); Widerruf der Einwanderungs- und Nieder-
lassungserlaubnis einer Mutter und ihrer Tochter, nach der Entscheidung, sie aus Gründen der nationalen Sicherheit auszuwei-
sen; Entscheidungsprozess Verfahrensmängel, die durch das gerichtliche Überprüfungsverfahren, das sich auf eine rein for-
male Prüfung der Ausweisungsentscheidung beschränkte, weder ausgeglichen noch abgemildert wurden; Fehlen des erforder-
lichen Schutzes vor Willkür und geeigneter und ausreichender Verfahrensgarantien; Widerruf der Genehmigungen der Bf als 
unmittelbare und automatische Folge der Ausweisungsentscheidung ohne Bewertung der besonderen Umstände des Einzelfalls 

und ohne echte Prüfung des Kindeswohls 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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